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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
22. März 2012 
 
 
 

 

 

Az: B 8 SO 30/10 R 
 
L 7 SO 6090/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 SO 1332/06 (SG Konstanz) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Ravensburg, 
Gartenstraße 107, 88212 Ravensburg, 
 
 Beklagter und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………. 
 

 

 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

22. März 2012 durch den Vorsitzenden Richter   E i c h e r  ,   die Richter   C o s e r i u   

und   O t h m e r    sowie die ehrenamtlichen Richter   Dr.  W i e n a n d    und   G r a f f e   

für Recht erkannt:  

 

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 18. November 2010 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei-

dung an dieses Gericht zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Erstattung von Kosten für die Fortführung einer Maßnahme ("Montessori-Thera-

pie") in der Zeit vom 1.1. bis 31.7.2006. 

 

Die 1998 geborene Klägerin litt an einer rezeptiven und expressiven Sprachentwicklungsverzö-

gerung mit auditiver Gedächtnisschwäche und wurde deshalb vom Beklagten ab Mitte 2003 bis 

zum Ende der Kindergartenzeit Ende Juli 2005 durch die Übernahme von Kosten für eine (nicht 

ärztlich verordnete) "Montessori-Einzeltherapie" gefördert. Auch nach Einschulung der Klägerin 

in die Regelschule übernahm der Beklagte die Kosten einer Stunde "Montessori-Einzeltherapie" 

pro Woche für die Zeit vom 19.9. bis 31.12.2005, lehnte jedoch die Kostenübernahme für die 

Fortführung der Maßnahme ab 1.1.2006 mit der Begründung ab, dass Eingliederungshilfe nach 

dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) nur für begleitende Hilfen in Be-

tracht komme, während pädagogische Maßnahmen wie die durchgeführte Montessori-Therapie 

in den Verantwortungsbereich der Schule fielen (Bescheid vom 30.9.2005; Widerspruchs-

bescheid vom 13.4.2006). Die Kosten der in der Zeit vom 1.1. bis 31.7.2006 durchgeführten 

Therapiestunden haben daraufhin die Eltern der Klägerin getragen. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat der auf Erstattung dieser Kosten in Höhe von 1181,50 Euro gerich-

teten Klage - weil die Maßnahme sowohl therapeutische als auch pädagogische Elemente ent-

halte - nur teilweise entsprochen und den Beklagten verurteilt, der Klägerin "für die Zeit vom 

1. Januar bis 31. Juli 2006 Eingliederungshilfe für die durchgeführte Montessori-Therapie in 

Höhe von 590,75 Euro zu gewähren" (Urteil vom 21.10.2008). Auf die Berufungen beider Betei-

ligten hat das Landessozialgericht (LSG) den Beklagten unter Zurückweisung von dessen Be-

rufung verurteilt, der Klägerin die gesamten Kosten in Höhe von 1181,50 Euro zu erstatten 

(Urteil vom 18.11.2010). Zur Begründung seiner Entscheidung hat es ausgeführt, die Pflicht zur 

Übernahme der Kosten ergebe sich aus § 19 Abs 3 SGB XII iVm § 53 Abs 1 Satz 1 SGB XII, 

§ 54 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XII und § 12 Nr 1 Eingliederungshilfe-Verordnung (Eingliederungs-

hilfe-VO). Es habe sich bei der Therapie um eine heilpädagogische oder sonstige geeignete 

und erforderliche Maßnahme gehandelt, die der Klägerin den Schulbesuch im Rahmen der 

allgemeinen Schulpflicht habe ermöglichen oder erleichtern sollen. Der Nachranggrundsatz (§ 2 

Abs 1 SGB XII) stehe der Leistungspflicht nicht deshalb entgegen, weil die Montessori-Therapie 

auch pädagogische Elemente enthalte; sie sei nach den landesrechtlichen Vorschriften des 

Schulrechts nicht dem Kernbereich der pädagogischen Arbeit im Sinne des schulischen 

Erziehungs- und Bildungsauftrags zuzurechnen. Schließlich stehe der Gewährung der 

Eingliederungshilfe nicht entgegen, dass die Eltern der Klägerin die Therapie bereits bezahlt 

hätten. 
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Mit der Revision rügt der Beklagte eine Verletzung des § 2 Abs 1 SGB XII. Nach § 15 Abs 4 

Schulgesetz für Baden-Württemberg sei die Förderung behinderter Schüler Aufgabe der Schule 

selbst, sodass diese für Hilfen zur angemessenen Schulbildung eintrittspflichtig sei. Unzutref-

fend sei die Feststellung des LSG, es handele sich bei der Montessori-Therapie um eine be-

gleitende, nicht um eine sonderpädagogische Maßnahme. Das LSG habe insoweit sowie zur 

Frage der Geeignetheit und Erforderlichkeit die Grenzen der freien Beweiswürdigung über-

schritten und seine Amtsermittlungspflicht verletzt, weil es die Feststellungen der Therapeutin 

und des Sachverständigen kritiklos übernommen und sich damit ua auf die Ausführungen eines 

Diplom-Psychologen gestützt habe, der weder durch Habilitation noch durch Promotion eine 

besondere wissenschaftliche Qualifikation nachweisen könne. 

 

Der Beklagte beantragt, 

das Urteil des LSG unter Zurückweisung der Berufung der Klägerin aufzuheben und das 

Urteil des SG unter vollständiger Abweisung der Klage abzuändern. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend. 

 

 

II 

 

Die Revision des Beklagten ist im Sinne der Aufhebung des Berufungsurteils und der Zurück-

verweisung der Sache an das LSG begründet (§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz 

<SGG>). Es fehlen ausreichende Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) für ein abschließendes 

Urteil. 

 

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid des Beklagten vom 30.9.2005 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheids vom 13.4.2006 (§ 95 SGG), soweit darin die Übernahme von Kosten 

(1181,50 Euro) für eine in der Zeit vom 1.1. bis 31.7.2006 durchgeführte Therapie (Montessori-

Einzeltherapie) abgelehnt worden ist. Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der kombinierten 

Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 Satz 1 und Abs 4, § 56 SGG). 

 

Von Amts wegen zu beachtende Verfahrensmängel liegen nicht vor. Insbesondere ist weder 

eine Beiladung der für die Klägerin zuständigen Krankenkasse (KK) noch eines Trägers der 

öffentlichen Jugendhilfe noch der Therapeutin der Klägerin erforderlich. Nach § 75 Abs 2 Satz 1 
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1. Alt SGG sind Dritte nämlich (nur) beizuladen, wenn sie an dem streitigen Rechtsverhältnis 

derart beteiligt sind, dass die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann 

(echte notwendige Beiladung); diese Voraussetzungen sind für keinen der Bezeichneten erfüllt. 

Über eine unechte notwendige Beiladung war mangels Rüge im Revisionsverfahren (s zu 

dieser Voraussetzung nur Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, 

§ 75 RdNr 13b mwN) nicht zu befinden. 

 

Eine notwendige Beiladung der KK im Hinblick auf § 14 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch 

- Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - (SGB IX) scheidet aus (vgl zur notwendi-

gen Beiladung wegen unterlassener Weiterleitung des Antrags an den "eigentlich zuständigen" 

Träger der Teilhabeleistung nur BSGE 93, 283 ff RdNr 6 ff = SozR 4-3250 § 14 Nr 1). Die 

durchgeführte Maßnahme stellt keine Leistung zur Teilhabe iS der §§ 4, 5 Nr 1, 14 SGB IX dar; 

denn die KKen sind abweichend von den Vorschriften des SGB IX (vgl § 7 SGB IX) nur unter 

den Voraussetzungen des Sozialgesetzbuchs Fünftes Buch - Gesetzliche Krankenversiche-

rung - (<SGB V> vgl § 11 Abs 2, §§ 40 ff SGB V) zur Erbringung medizinischer Rehabilitations-

leistungen verpflichtet (BSGE 98, 277 ff RdNr 18 = SozR 4-2500 § 40 Nr 4). Trotz des Aspektes 

bzw des Ziels der (Wieder-)Herstellung der Gesundheit haben jedoch nicht alle Maßnahmen 

des SGB V rehabilitativen Charakter in einem Sinn, der dem Verständnis des SGB V über eine 

Teilhabeleistung entspricht. Letztlich kann jedoch dahinstehen, ob der Begriff der 

Teilhabeleistung des § 14 SGB IX eigenständig (weit) oder (nur) nach dem Verständnis des 

SGB V auszulegen ist. Vorliegend gehörte die durchgeführte Maßnahme ohnedies nicht zum 

Leistungskatalog des SGB V, sodass schon deshalb keine Zuständigkeit des Beklagten nach 

§ 14 Abs 2 Satz 1 SGB IX eingetreten ist und eine echte notwendige - ebenso wie im Übrigen 

eine unechte - Beiladung der KK ausscheidet.  

 

Ein Kostenerstattungsanspruch für eine vom Versicherten selbstbeschaffte Leistung des SGB V 

würde voraussetzen, dass diese allgemein als Sach- oder Dienstleistung hätte erbracht werden 

müssen. Wie das LSG zu Recht erkannt hat, liegen die Voraussetzungen für einen Sach-

leistungsanspruch auf Gewährung der durchgeführten Therapie im Jahre 2006 nicht vor. Nach 

den insoweit unangefochtenen Tatsachenfeststellungen des LSG käme, weil die Therapie nicht 

von ärztlichen Fachkräften erbracht worden ist, allenfalls eine medizinische Dienstleistung in 

der Gestalt eines Heilmittels iS des § 32 SGB V (zum Heilmittelbegriff s: BSGE 88, 204, 206 ff 

= SozR 3-2500 § 33 Nr 41 S 229 ff; BSGE 96, 153 ff RdNr 26 = SozR 4-2500 § 27 Nr 7) in Be-

tracht. 

 

Der Heilmittelanspruch eines Versicherten (§ 11 Abs 1 Nr 4, § 27 Abs 1 Satz 2 Nr 1 und Nr 3 

SGB V) unterliegt jedoch den sich aus § 2 Abs 1 und § 12 Abs 1 SGB V ergebenden Einschrän-

kungen. Insoweit sind neue Heilmittel grundsätzlich nur dann von der Leistungspflicht der 

Gesetzlichen Krankenversicherung umfasst, wenn der Gemeinsame Bundesausschuss (GBA) 

zuvor ihren therapeutischen Nutzen anerkannt und in den Richtlinien (RL) nach § 92 Abs 1 
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Satz 2 Nr 6 SGB V über die Versorgung mit Heilmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung 

(Heilmittel-RL) Empfehlungen für die Sicherung der Qualität bei der Leistungserbringung 

abgegeben hat (§ 138 SGB V). Die Beurteilung der Neuheit eines Heilmittels richtet sich unter 

formalen Gesichtspunkten danach, ob es nach dem Stand der Beschlüsse des GBA bei Inkraft-

treten des § 138 SGB V (am 1.1.1989) Gegenstand der vertragsärztlichen Versorgung war oder 

seitdem einbezogen worden ist (Bundessozialgericht <BSG> SozR 3-2500 § 138 Nr 2 S 26, 28 

und 31; BSGE 94, 221 ff RdNr 24 = SozR 4-2400 § 89 Nr 3 RdNr 25). Dies trifft für die Montes-

sori-Therapie nicht zu, wie den Heilmittel-RL zu entnehmen ist, in die sie als verordnungsfähige 

Leistung nicht aufgenommen wurde; sie ist mithin als mögliches Heilmittel neu. Der GBA hat 

demgemäß in einem zusammenfassenden Bericht des Unterausschusses "Heil- und Hilfsmittel" 

des Bundesausschusses vom 18.5.2005 über die Beratungen gemäß § 138 SGB V zur kon-

duktiven Förderung nach Petö (abgerufen über das Internet am 15.5.2012 über http://www.g-

ba.de/downloads/40-268-256/2005-05-18-Abschluss-Petoe.pdf) auch ausgeführt, die Wirksam-

keit der Montessori-Therapie sei in wissenschaftlichen Studien nicht eindeutig belegt (S 165). 

Die somit notwendige Empfehlung für die Sicherung der Qualität bei der Leistungserbringung 

fehlt. Zudem mangelt es an der nach § 73 Abs 2 Nr 7 SGB V vorausgesetzten ärztlichen Ver-

ordnung (s dazu BSGE 73, 271 ff = SozR 3-2500 § 13 Nr 4), sodass es auf einen eventuellen 

indikationsbezogenen Ausschluss über § 32 Abs 1 Satz 2 SGB V in den Heilmittel-RL nicht 

mehr ankommt. 

 

Ein Anspruch aus § 43a SGB V (in der im streitbefangenen Zeitraum geltenden Fassung; Abs 2 

wurde erst mit Wirkung ab 23.7.2009 eingeführt) scheidet von vornherein aus. Danach haben 

versicherte Kinder (nur) Anspruch auf nichtärztliche sozialpädiatrische, insbesondere auch psy-

chologische, heilpädagogische und psychosoziale Leistungen, wenn sie unter ärztlicher Verant-

wortung erbracht werden und erforderlich sind, um eine Krankheit zum frühestmöglichen Zeit-

punkt zu erkennen und einen Behandlungsplan aufzustellen. Nach den insoweit 

unangegriffenen tatsächlichen Feststellungen des LSG diente die Maßnahme jedoch weder der 

Früherkennung noch stand sie unter ärztlicher Verantwortung. Es kann dahinstehen, ob der 

Senat an diese Feststellung entgegen § 163 SGG deshalb nicht gebunden ist, weil sie im 

Rahmen der von Amts wegen zu überprüfenden Beiladungsnotwendigkeit von Bedeutung ist 

(s dazu nur Leitherer, aaO, § 163 RdNr 5b mwN); denn diese Feststellung des LSG ist in der 

Sache ohnedies nicht zu beanstanden. 

 

Eine Beiladung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe als "eigentlich zuständigen" Rehabilita-

tionsträgers iS des § 6 Abs 1 Nr 6 SGB IX im Hinblick auf § 14 SGB IX dürfte schon deshalb 

ausscheiden, weil der Beklagte auch der nach §§ 69, 85, 86 Sozialgesetzbuch Achtes Buch 

- Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) iVm § 1 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-Würt-

temberg (LKJHG) vom 14.4.2005 (Gesetzblatt <GBl> 376) - zur Überprüfung des Landesrechts 

ist der Senat entgegen § 202 SGG iVm § 560 Zivilprozessordnung (ZPO) mangels Berücksichti-

gung durch das LSG befugt (vgl nur das Senatsurteil vom 10.11.2011 - B 8 SO 12/10 R -, zur 

14 
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Veröffentlichung vorgesehen, RdNr 14 mwN) - für die einzig denkbare Leistung des § 35a 

SGB VIII als Jugendhilfeträger zuständig sein dürfte. Einer genaueren Überprüfung, ob nach 

den Vorschriften der §§ 5, 6 LKJHG ausnahmsweise eine Zuständigkeit der landkreisangehö-

rigen Gemeinden begründet worden ist, bedarf es nicht, denn auch dann wäre die Gemeinde 

nicht notwendig beizuladen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (zuletzt 

BVerwG, Urteil vom 19.10.2011 - 5 C 6/11 -, ZFSH/SGB 2012, 33, 35 f), der sich der Senat an-

schließt, wäre vorliegend von einer vorrangigen Leistungspflicht des beklagten Sozialhilfeträ-

gers (Leistungen der Eingliederungshilfe für ua geistig behinderte junge Menschen) gemäß 

§ 10 Abs 4 SGB VIII (in der seit 1.10.2005 geltenden Fassung) auszugehen. Aufgaben, Ziele 

und die Leistungen richten sich nämlich ohnedies nach den Vorschriften des SGB XII (§ 35a 

Abs 3 SGB VIII), decken sich also (vgl zum Erfordernis der Gleichheit oder Gleichartigkeit 

BVerwG aaO), und bei der Klägerin liegt jedenfalls eine wesentliche geistige Behinderung vor 

(dazu später). Es kann deshalb dahinstehen, ob sich eine Maßnahmenotwendigkeit auch 

aufgrund einer seelischen (= psychischen) Behinderung ergeben würde und wodurch sich 

diese von der geistigen abgrenzt. 

 

Schließlich ist auch nicht die Therapeutin der Klägerin notwendig beizuladen. Zwar ist der sozi-

alhilferechtliche Leistungserbringer iS des § 75 SGB XII - und zwar auch bei ambulanten 

Diensten (§ 75 Abs 1 Satz 1 SGB XII; vgl Jaritz/Eicher, juris PraxisKommentar <jurisPK>-

SGB XII, § 75 SGB XII RdNr 24) - bei einer beantragten Kostenübernahme, also einem Schuld-

beitritt durch Verwaltungsakt mit Drittwirkung (vgl nur BSGE 102, 1 ff RdNr 25 ff = SozR 4-1500 

§ 75 Nr 9), notwendig beizuladen (BSG, aaO, RdNr 13 ff). Vorliegend verlangt die Klägerin je-

doch nicht die Kostenübernahme durch den Beklagten im Rahmen einer Sachleistung im wei-

ten Sinne, sondern die Erstattung der bereits beglichenen Therapiekosten als Geldleistung. 

 

Rechtsgrundlage für die Kostenerstattung durch den zuständigen (§ 97 Abs 1, § 98 Abs 1 

SGB XII iVm § 3 Abs 2 Satz 1 SGB XII und §§ 1, 2 Ausführungsgesetz Baden-Württemberg 

zum SGB XII vom 1.7.2004 - GBl 534; zur eigenständigen Prüfung des Landesrechts ist der 

Senat mangels Berücksichtigung durch das LSG entgegen § 202 SGG iVm § 560 ZPO befugt -

 vgl das Senatsurteil vom 10.11.2011 - B 8 SO 12/10 R -, zur Veröffentlichung vorgesehen, 

RdNr 14 mwN) Beklagten ist § 15 Abs 1 Satz 4 2. Alt SGB IX. Danach sind selbstbeschaffte 

Leistungen zu erstatten, wenn der Rehabilitationsträger eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat 

(vgl dazu BSGE 102, 126 ff RdNr 11 f = SozR 4-3500 § 54 Nr 3). Ob der Beklagte die 

Übernahme der Kosten für die durchgeführte Therapie ab 1.1.2006 "zu Unrecht" abgelehnt hat, 

lässt sich allerdings anhand der tatsächlichen Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) nicht 

abschließend beurteilen. Grundlage dafür ist § 19 Abs 3 SGB XII (hier in der Fassung, die die 

Norm durch das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 

27.12.2003 - BGBl I 3022 - erhalten hat) iVm §§ 53, 54 Abs 1 Nr 1 SGB XII und § 12 Abs 1 Nr 1 

Eingliederungshilfe-VO. Hilfen nach § 19 Abs 3 SGB XII werden unter den besonderen 

Voraussetzungen der Vorschriften des Fünften und Neunten Kapitels geleistet, soweit den 
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Leistungsberechtigten, ihren nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartnern und, 

wenn sie minderjährig und unverheiratet sind, auch ihren Eltern oder einem Elternteil die 

Aufbringung der Mittel aus dem Einkommen und Vermögen nach den Vorschriften des Elften 

Kapitels des SGB XII nicht zuzumuten ist.  

 

Die Klägerin erfüllt die personenbezogenen Voraussetzungen des § 53 Abs 1 Satz 1 SGB XII 

für eine Pflichtleistung. Nach dieser Vorschrift werden Pflichtleistungen nur an Personen 

erbracht, die durch eine Behinderung iS des § 2 Abs 1 Satz 1 SGB IX wesentlich in ihrer 

Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen 

Behinderung bedroht sind, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, 

insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der 

Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Die Voraussetzungen des § 2 Abs 1 SGB IX sind erfüllt, 

wenn - soweit einschlägig - die geistige Fähigkeit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 

Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher die Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Nach den in diesem Punkt unangegriffenen Tat-

sachenfeststellungen des LSG liegt eine Behinderung im bezeichneten Sinn bei der Klägerin 

vor, die an einer geistigen Leistungsstörung (s insoweit zur Legasthenie BVerwG, Urteil vom 

28.9.1995 - 5 C 21/93 -, FEVS 46, 360 ff), nämlich einer ausgeprägten rezeptiven und 

expressiven Sprachentwicklungsverzögerung mit auditiver Gedächtnisschwäche, litt; diese 

geistige Behinderung war auch wesentlich.  

 

Wann dies der Fall ist, ergibt sich aus § 2 Eingliederungshilfe-VO. Er verlangt, dass infolge 

einer Schwäche der geistigen Kräfte in erheblichem Umfange die Fähigkeit zur Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft eingeschränkt ist (vgl allgemein dazu Wehrhahn in jurisPK-SGB XII, 

§ 53 SGB XII RdNr 20 ff; Heinz, ZfF 2010, 79 ff). Dies ist jedenfalls zu bejahen, wenn - wie 

hier - die mit einer Behinderung einhergehenden Beeinträchtigungen der erfolgreichen 

Teilnahme am Unterricht in einer Grundschule entgegenstehen (vgl auch BVerwG, Beschluss 

vom 2.9.2003 - 5 B 259/02), weil Lerninhalte ohne zusätzliche Hilfestellung nicht aufgenommen 

und verarbeitet werden können; denn eine Grundschulbildung bildet die essentielle Basis für 

jegliche weitere Schullaufbahn (vgl BSG, Urteil vom 3.11.2011 - B 3 KR 8/11 R -, zur 

Veröffentlichung vorgesehen, RdNr 22) bzw eine valide spätere berufliche Tätigkeit. Insoweit ist 

wie bei der Prüfung einer Behinderung selbst auch ihre Wesentlichkeit wertend auszurichten an 

den Auswirkungen für die Eingliederung in der Gesellschaft (so wohl auch BVerwG, Urteil vom 

28.9.1995 - 5 C 21/93 -, FEVS 46, 360 ff). Entscheidend ist mithin nicht, wie stark die geistigen 

Kräfte beeinträchtigt sind und in welchem Umfang ein Funktionsdefizit vorliegt, sondern wie sich 

die Beeinträchtigung auf die Teilhabemöglichkeit auswirkt. 

 

Nicht abschließend entschieden werden kann indes, ob die im Jahre 2006 durchgeführte 

Therapie geeignet und erforderlich war, der Klägerin den Schulbesuch im Rahmen der 

allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen und zu erleichtern, ob also iS des § 53 Abs 1 Satz 1 
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SGB XII nach der Besonderheit des Einzelfalles die Aussicht bestand, dass die Aufgabe der 

Eingliederungshilfe erfüllt werden konnte. Diese allgemeine Voraussetzung konkretisierend 

bezeichnet § 54 Abs 1 Nr 1 SGB XII (hier idF, die die Norm durch das Gesetz zur Einordnung 

des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003 - BGBl I 3022 - erhalten hat) als 

Leistungen der Eingliederungshilfe insbesondere Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung 

im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht. Nach § 12 Nr 1 Eingliederungshilfe-VO umfasst die 

Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung auch heilpädagogische sowie sonstige Maßnahmen 

zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder und Jugendlicher, wenn die Maßnahmen 

erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen den Schulbesuch im Rahmen der 

allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen und zu erleichtern.  

 

Wie bereits § 53 Abs 1 Satz 1 SGB XII verdeutlicht ("nach der Besonderheit des Einzelfalles"), 

liegt § 54 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XII iVm § 12 Nr 1 Eingliederungshilfe-VO ein individualisiertes 

Förderverständnis zugrunde (BSG SozR 4-3500 § 54 Nr 6 RdNr 22). Eine Unterscheidung der 

Maßnahmen nach ihrer Art, etwa nach pädagogischen oder nichtpädagogischen bzw begleiten-

den, ist rechtlich nicht geboten, weil grundsätzlich alle Maßnahmen in Betracht kommen, die im 

Zusammenhang mit der Ermöglichung einer angemessenen Schulbildung geeignet und erfor-

derlich sind, die Behinderungsfolgen zu beseitigen oder zu mildern (BSGE 101, 79 ff RdNr 27 

mwN = SozR 4-3500 § 54 Nr 1). Deshalb können von der Leistungspflicht des Sozialhilfeträgers 

auch Maßnahmen umfasst werden, die zum Aufgabenbereich der Schulverwaltung gehören. 

Ausgeschlossen sind allerdings Maßnahmen, die dem Kernbereich der pädagogischen Arbeit 

der Schule zuzuordnen sind, der sich nach der Gesetzessystematik nicht unter Auslegung der 

schulrechtlichen Bestimmungen, sondern der sozialhilferechtlichen Regelungen bestimmt. Dies 

ergibt sich zum einen daraus, dass § 54 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XII ausdrücklich anordnet, die 

Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der allgemeinen Schul-

pflicht sollten unberührt bleiben. Die schulrechtlichen Verpflichtungen stehen mithin grundsätz-

lich neben den sozialhilferechtlichen, ohne dass sie sich gegenseitig inhaltlich beeinflussen. 

Zum anderen normiert § 54 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XII lediglich Hilfen, mithin unterstützende 

Leistungen, überlässt damit die Schulbildung selbst aber den Schulträgern. Der Kernbereich 

der schulischen Arbeit liegt damit nach Sinn und Zweck der §§ 53, 54 SGB XII gänzlich 

außerhalb der Zuständigkeit des Sozialhilfeträgers (ähnlich bereits, wenn auch mit anderer 

Begründung, BVerwG, Beschluss vom 2.9.2003 - 5 B 259/02 - juris RdNr 17 mwN; BVerwG, 

Urteil vom 30.4.1992 - 5 C 1/88 - NVwZ 1993, 995, 996 f). 

 

Nach diesen Maßstäben kann die durchgeführte Maßnahme eine Hilfe zur angemessenen 

Schulbildung sein, weil sie - wie das LSG zutreffend ausgeführt hat - jedenfalls nicht den Kern-

bereich der schulischen pädagogischen Arbeit berührt, ohne dass dieser genau bestimmt wer-

den müsste. Die durchgeführte Therapie, die nach den insoweit unangegriffenen Feststellungen 

des LSG den Prinzipien der Montessori-Therapie gefolgt ist, weist den Charakter einer nur un-

terstützenden und außerhalb des schulischen Betriebs stattfindenden Hilfe auf. Im Rahmen 
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eines ganzheitlichen Denkansatzes sollten unter Verwendung von unterschiedlichem Material 

vielfältige Bereiche ua der Wahrnehmung, des Sprachverständnisses, der Mathematik, der 

Geografie, der Biologie und der Umwelt (nur) durch ein zurückhaltendes Angebot von Hilfe und 

Unterstützung, auch durch "sensibles Beobachten", durch den Therapeuten gefördert werden 

(hierzu insgesamt der in der Gerichtsakte befindliche "Infobrief über die Montessori-Therapie für 

Fachstellen" des Montessori-Bundesverbands eV, Mengkofen; zur Zulässigkeit der Feststellung 

genereller Tatsachen in der Revisionsinstanz s nur BSG SozR 4-3250 § 69 Nr 9 RdNr 28 

mwN). 

 

Soweit das LSG in seiner Entscheidung die Ausführungen des Sachverständigen und die Äuße-

rungen der früheren Klassenlehrerin der Klägerin zur Geeignetheit und Erforderlichkeit der The-

rapie wiedergegeben und verwertet sowie ausgeführt hat, dass die Therapie "nach dem Förder-

plan der Montessori-Therapeutin gezielt auf den Aufbau der auditiven Wahrnehmungsleistung 

abgestimmt" gewesen sei, reicht dies jedoch für eine Beurteilung der individuellen Geeignetheit 

und Erforderlichkeit der durchgeführten Therapie nicht aus. Erforderlich sind vielmehr konkrete 

Feststellungen dazu, wie die Klägerin betreut worden ist und wie sich dies im Einzelnen auf die 

individuelle Lernfähigkeit der Klägerin unter prognostischer Sicht - abgestellt auf den Zeitpunkt 

der Entscheidung (vgl nur allgemein dazu BSG SozR 4-4300 § 86 Nr 1 RdNr 15) - auswirken 

sollte. Allgemein gehaltene Bewertungen der Montessori-Therapie, ihrer Ziele und Methoden, 

können diese Beurteilung nicht ersetzen. Da das LSG nach der Zurückverweisung der Sache 

die fehlenden Feststellungen nachzuholen hat, kommt es auf die in diesem Zusammenhang 

erhobenen Verfahrensrügen des Beklagten nicht an. Im Rahmen der Erforderlichkeit der Hilfe 

wird das LSG auch die Anzahl der Therapiestunden zu überprüfen haben.  

 

Schließlich wird es anhand der schuldrechtlichen Vereinbarungen mit der Therapeutin die Höhe 

der der Klägerin (bzw ihren Eltern) entstandenen und damit übernahme- und erstattungsfähigen 

Kosten zu ermitteln haben, wobei ohne Bedeutung ist, ob mit der Therapeutin Vereinbarungen 

nach §§ 75 ff SGB XII geschlossen sind und - wenn ja - welche Vergütung darin für die Thera-

piestunden vorgesehen war. Eine diesbezügliche rechtliche Unsicherheit kann sich nicht zu 

Lasten der Klägerin auswirken (vgl BSGE 102, 126 ff RdNr 12 = SozR 4-3500 § 54 Nr 3). Dies 

gilt umso mehr, als sich Umfang der Behandlung und Vergütung offenbar im Rahmen dessen 

bewegen, was vom Beklagten in der Zeit zuvor übernommen worden ist. Ob die Voraussetzun-

gen einer Schuldverpflichtung der Klägerin bzw ihrer Eltern gegenüber der Therapeutin und der 

Angemessenheit der Kosten normimmanent aus §§ 53, 54 SGB XII oder aus § 9 Abs 1 SGB XII 

(Leistungen nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach der Art des Bedarfs) zu 

entnehmen sind, kann offen bleiben. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt bedarf dies schon deshalb 

keiner näheren Begründung, weil nicht ersichtlich ist, dass sich in vorliegender Konstellation 

hieraus unterschiedliche Rechtsfragen ergäben. 

 

23 

24 

25 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 - 

 

 

- 11 - 

Entgegen der Ansicht des Beklagten steht einem Kostenerstattungsanspruch der Klägerin § 2 

Abs 1 SGB XII (sog Nachranggrundsatz) nicht entgegen. Danach erhält Sozialhilfe nicht, wer 

die erforderliche Leistung von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern 

anderer Sozialleistungen, erhält. Diese Vorschrift ist, wenn andere Leistungen - wie hier - 

tatsächlich nicht erbracht werden, keine eigenständige Ausschlussnorm, sondern ihr kommt 

regelmäßig nur im Zusammenhang mit ergänzenden bzw konkretisierenden sonstigen 

Vorschriften des SGB XII Bedeutung zu; ein Leistungsausschluss ohne Rückgriff auf andere 

Normen des SGB XII ist mithin allenfalls in extremen Ausnahmefällen denkbar, etwa wenn sich 

der Bedürftige generell eigenen Bemühungen verschließt und Ansprüche ohne weiteres 

realisierbar sind (BSG, Urteil vom 2.2.2010 - B 8 SO 21/08 R - RdNr 13; Urteil vom 29.9.2009 

- B 8 SO 23/08 R - BSGE 104, 219 ff RdNr 20 = SozR 4-3500 § 74 Nr 1; Urteil vom 26.8.2008 

- B 8/9b SO 16/07 R - RdNr 15). Eine Leistungspflicht des Sozialhilfeträgers außerhalb des 

Kernbereichs der pädagogischen Arbeit der Schule ist deshalb in aller Regel zu bejahen, 

solange und soweit die Schule - wie hier - eine entsprechende Hilfe nicht gewährt, ja sogar 

darauf verweist, sie nicht erbringen zu können. Ob sie dazu verpflichtet ist, ist unerheblich. Der 

Sozialhilfeträger muss ggf mittels einer Überleitungsanzeige (§ 93 SGB XII) beim zuständigen 

Schulträger Rückgriff nehmen. Soweit der Beklagte mit seiner Revision in diesem Zusam-

menhang eine fehlerhafte Auslegung des Landesschulrechts rügt, kommt es darauf unabhängig 

davon, inwieweit der Senat diese Auslegung überhaupt überprüfen darf (§ 202 SGG iVm § 560 

ZPO), für die Entscheidung nicht an. 

 

Dem Kostenerstattungsanspruch steht schließlich nicht entgegen, dass die Eltern der Klägerin 

die angefallenen Kosten bereits getragen haben. Sozialhilfeleistungen setzen zwar vom Grund-

gedanken her einen aktuellen Bedarf voraus; dies gilt allerdings aus Gründen des effektiven 

Rechtsschutzes (Art 19 Abs 4 Grundgesetz) nicht bei einer rechtswidrigen Ablehnung der Hilfe-

gewährung und zwischenzeitlicher Bedarfsdeckung im Wege der Selbsthilfe oder Hilfe Dritter, 

wenn der Hilfesuchende innerhalb der gesetzlichen Fristen einen Rechtsbehelf eingelegt hat 

und im Rechtsbehelfsverfahren die Hilfegewährung erst erstreiten muss (BSG, Urteil vom 

29.9.2009 - B 8 SO 16/08 R -, BSGE 104, 213 ff RdNr 14 = SozR 4-1300 § 44 Nr 20; vgl auch 

zum Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitssuchende - <SGB II>: BSG, 

Urteil vom 6.10.2011 - B 14 AS 66/11 R -, zur Veröffentlichung vorgesehen, RdNr 19, und Urteil 

vom 20.12.2011 - B 4 AS 46/11 R -, zur Veröffentlichung vorgesehen, RdNr 17 mwN).  

 

Ermittlungen darüber, ob die Klägerin im Falle des Klageerfolgs ihren Eltern deren Auslagen 

erstatten muss oder zumindest wird (vgl dazu in einer anderen Konstellation BSG, Urteil vom 

6.10.2011 - B 14 AS 66/11 R -, zur Veröffentlichung vorgesehen, RdNr 19), sind entbehrlich. Im 

Rahmen der Vermögenssorge (§ 1926 Bürgerliches Gesetzbuch) für ein achtjähriges Kind sind 

Vereinbarungen über eine Rückerstattung der Kosten besonderer Sozialhilfeleistungen (§ 84 

Abs 2 SGB XII ist nicht anwendbar, weil § 92 Abs 1 Satz 2 SGB XII insoweit als 

Sonderregelung vorgeht), die die Eltern übernommen haben, weil der Sozialhilfeträger die 
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Leistung abgelehnt hat, bei realitätsnaher Sichtweise unüblich. Unerheblich ist es auch, ob und 

inwieweit in der Übernahme dieser Kosten eine tatsächliche Unterhaltszahlung zu sehen sein 

könnte. Eine solche Prüfung würde den Zweck des § 92 Abs 2 Satz 1 Nr 2 SGB XII (hier in der 

Normfassung des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 

27.12.2003 - BGBl I 3022 - erhalten hat) konterkarieren, die Eltern behinderter mit denen 

nichtbehinderter Kinder hinsichtlich der aus einer angemessenen Schulbildung ihrer Kinder fol-

genden Lasten wirtschaftlich gleichzustellen (so bereits BVerwGE 94, 127, 135 f mwN zur 

Vorgängervorschrift des § 43 Abs 2 Satz 1 Nr 2 und Satz 2 Bundessozialhilfegesetz).  

 

Aus § 92 Abs 2 Satz 1 Nr 2 SGB XII ergibt sich zugleich, dass auf Leistungen weder Einkom-

men der Klägerin noch Einkommen ihrer Eltern anzurechnen ist; denn nach Satz 1 ist eine Auf-

bringung der Mittel nur für die Kosten des Lebensunterhalts zuzumuten. Eine Vermögens-

anrechnung unterbleibt völlig (Satz 2). Die Beschränkung auf die Kosten des Lebensunterhalts 

in § 92 Abs 2 Satz 1 SGB XII bedeutet, dass Aufwendungen des Sozialhilfeträgers für die be-

sonderen Hilfen nicht zu erstatten sind, soweit nicht integraler Bestandteil dieser Hilfen Kosten 

des Lebensunterhalts sind (Behrend in jurisPK-SGB XII, § 92 SGB XII RdNr 23 mwN). Dies war 

indes bei der durchgeführten Therapie nicht der Fall. Insoweit setzt § 92 Abs 2 SGB XII nicht 

voraus, dass gleichzeitig die in § 92 Abs 1 SGB XII beschriebenen Merkmale für die Hilfe für 

eine stationäre Einrichtung, für eine Tageseinrichtung für behinderte Menschen oder für ärzt-

liche oder ärztlich verordnete Maßnahmen vorliegen (Behrend, aaO, RdNr 22 mwN).  

 

Das LSG wird ggf auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben.  
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